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Zusammenfassung 
In vielen Staaten wird die Pflege älterer Menschen in privaten Haushalten von 
Haushaltshilfen aus dem Ausland übernommen. Diese Art der Pflege wird oft als „24-
Stunden-Pflege“ oder „Live-in-Pflege“ bezeichnet.1 Live-in-Pflegekräfte sind 
bezahlte Pflegekräfte, die oft mehrere Wochen oder Monate am Stück Langzeit-
pflege leisten, und dabei im privaten Haushalt der gepflegten Person wohnen. 
Während der Begriff der Pflegekräfte Personen ohne pflegerische Ausbildung sowie 
Pflegefachkräfte beinhaltet, handelt es sich im Kontext der Live-In-Pflege überwie-
gend um Personen, die keine pflegerische Ausbildung haben. Da diese Arrangements 
oft informell und irregulär sind, gibt es keine verlässlichen offiziellen Statistiken. 
Schätzungen gehen davon aus, dass europaweit zwischen einer und zwei Millionen 
Menschen – überwiegend Frauen – in diesem Sektor arbeiten.2 Durch die Zunahme 
der alternden Bevölkerung ist in den kommenden Jahren grundsätzlich mit einem 
Anstieg des Pflegebedarfs zu rechnen. Prognosen zufolge wird die Zahl der über 50-
Jährigen, die Langzeitpflege benötigen, bis 2070 im Vergleich zum Jahr 2020 um 
etwa 21 % steigen,3 womit die Bedeutung von Live-in-Pflegekräften weiter steigen 
wird. 

Im Zusammenspiel von Wohlfahrts-, Geschlechter-, Migrations- und Arbeitsmarkt-
regimen fehlt es bei Live-in-Pflegekräften oft an angemessener sozialer Absicherung 
sowohl für sich selbst als auch für ihre Familien. Zudem werden sie oft unterhalb des 
gesetzlichen Mindestlohns bezahlt. In den Staaten, in denen die Pflege stattfindet 
(„Empfängerstaaten“) unterscheidet sich die Situation der Pflegekräfte je nachdem, 
ob sie aus einem anderen EU-Mitgliedstaat oder aus einem Drittland stammen, da 
jeweils unterschiedliche Vorschriften gelten. 

Aus familienpolitischer Perspektive ist ein zentraler Aspekt, dass Live-in-Pflegekräfte 
oft eigene Familienangehörige in den Herkunftsstaaten haben. Viele haben minder-
jährige Kinder oder ältere Angehörige, die Pflege benötigen, um die sie sich jedoch 
während ihrer Arbeit im Ausland nicht kümmern können. Umgekehrt kann der 
Bedarf an Pflege und medizinischer Versorgung von Angehörigen sogar ein Grund 
dafür sein, als Pflegekraft in Staaten mit höherem Einkommen zu arbeiten. Für 
Familien in den „Empfängerstaaten“ wiederum ist das Zurückgreifen auf ausländi-
sche Pflegekräfte, die im eigenen Haushalt wohnen oft eine dringend benötigte 
Option für die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen.  

                                                      
1 Während in der Praxis häufig der Begriff „24-Stunden-Pflege (-kraft)“ verwendet wird, verwenden wir in 

diesem Policy Brief den Begriff „Live-in-Pflege“. Damit soll verhindert werden, das ausbeuterische Bild 
oder die Erwartung einer 24-Stunden-Tätigkeit zu reproduzieren, weil eine 24-Std-Tätigkeit weder 
möglich noch in der EU legal ist. Uns ist bewusst, dass in diesem Zusammenhang weitere Begriffe 
existieren, wie beispielsweise „migrantische Arbeit im Haushalt“, die jedoch über die inhaltliche 
Zielstellung dieses Policy Briefs hinausgehen. Dennoch gelten viele der genannten Herausforderungen 
und Themen auch für andere Formen von Arbeitsmigration im Haushaltsbereich. 

2 Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (2020): 
https://www.eesc.europa.eu/sites/default/files/files/qe-03-20-090-en-n.pdf. 

3 Belmonte, M., Grubanov-Boskovic, S., Natale, F., Conte, A., Belanger, A. und Sabourin, P., Demographic 
microsimulation of long-term care needs in the European Union, Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union, Luxemburg, 2023, doi:10.2760/941182, JRC135303: 
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/bitstream/JRC135303/JRC135303_01.pdf. 

https://www.eesc.europa.eu/sites/default/files/files/qe-03-20-090-en-n.pdf
https://www.eesc.europa.eu/sites/default/files/files/qe-03-20-090-en-n.pdf
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/bitstream/JRC135303/JRC135303_01.pdf
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/bitstream/JRC135303/JRC135303_01.pdf
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Insgesamt sind diese Pflege-Arrangements jedoch nicht nur für die Pflegekräfte, 
sondern auch für die Pflegebedürftigen und deren Familien, mit einem hohen Maß 
an Unsicherheit und Vulnerabilität verbunden.  

Vor diesem Hintergrund betrachtet dieser Policy Brief die Live-in-Pflege sowohl aus 
der Perspektive der Familien der Pflegekräfte als auch der Familien mit pflegebe-
dürftigen Angehörigen. Er bestreitet nicht die grundsätzliche Legitimität von Live-in-
Pflege als ein Element im Bereich der Pflege. Stattdessen fordert er jedoch eine 
umfassende Rahmung, die ethisch fundierte politische Maßnahmen beinhaltet, die 
sowohl den Pflegekräften und ihren Familien in den Herkunftsländern als auch den 
älteren Menschen und ihren Familien in den Aufnahmeländern gerecht werden. In 
diesem Sinne zeigt der Policy Brief einige Vorschläge auf, die die nationale und euro-
päische politische Debatte zu dem Thema um die Einbeziehung einer familienbezo-
genen Perspektive bereichern. 

Eine europäische und globale Herausforderung 
Das Phänomen der Pflegemigration ist nicht nur eine Angelegenheit zwischen zwei 
Staaten und zwei Familien. Viele Gesellschaften sind auf Pflegekräfte aus anderen 
Staaten angewiesen, um die durch demografische Veränderungen und Mangel an 
Pflegekräften verursachten Lücken in der Pflegeversorgung auszugleichen. Bei dem 
Versuch, die Pflege für ältere oder allgemein pflegebedürftige Angehörige zu 
organisieren, werden Familien durch diese Entwicklung oft vor große Herausforde-
rungen gestellt.  

Live-In-Pflegekräfte werden oft in Ländern mit niedrigerem Einkommen rekrutiert, 
wo viele Personen besser bezahlte Jobs im Ausland suchen. Während diese 
Personen (im Fall von Pflegekräften meist Frauen) im Aufnahmeland für pflegebe-
dürftige Menschen und deren Familien arbeiten, hinterlassen sie in ihren Heimat-
ländern oft ungedeckte Care-Bedarfe, die dann häufig von anderen Care-Arbei-
ter*innen aus Ländern mit noch niedrigeren Löhnen gedeckt werden (sogenannte 
„Versorgungsketten“). 

Jedoch verfügen die Familien der Pflegekräfte oft nicht über die nötigen finanziellen 
Mittel, ein*e Care-Arbeiter*in einzustellen. Stattdessen verteilen sie die Care-Arbeit 
innerhalb privater und familiärer Netzwerke neu. Damit entsteht eine komplexe 
Kette des (Ver-)Sorgens, an der mehrere Care-Arbeiter*innen und Care-
Empfänger*innen beteiligt sind und die das Leben zahlreicher Familien grundlegend 
beeinflusst.  

Herausforderungen für die pflegebedürftige Person und ihre Familie 
Die häusliche Pflege ist durch  eine Gesellschaft des langen Lebens und die 
strukturellen Limitierungen der öffentlichen Pflegesysteme in ganz Europa für 
Familien zunehmend herausfordernd geworden. Personalmangel, ein Mangel an 
hochwertiger und bezahlbarer stationärer und ambulanter Pflege sowie unzu-
reichende lokale Unterstützungsangebote führen zu einem erheblichen Druck auf 
Familien, die gleichzeitig die Bedürfnisse der pflegebedürftigen Person erfüllen und 
ihr eigenes Wohlbefinden aufrechterhalten müssen. Die finanzielle Belastung ist oft 
erheblich, während staatliche Leistungen in der Regel nicht ausreichend sind. Häufig 
werden die Pflegeaufgaben von Familienangehörigen übernommen, was zu einer 
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(Re-)Familialisierung der Pflegearbeit führt. Da pflegende Familienangehörige oft 
ihre Arbeitszeit reduzieren müssen, führt dies zu einem geringeren Haushaltsein-
kommen.  

Vor diesem Hintergrund kann für Familien die Beschäftigung einer Live-in-
Pflegekraft als die einzig gangbare Lösung erscheinen, um ihre individuelle Versor-
gungslücke zu schließen, zumal die meisten pflegebedürftigen Menschen so lange 
wie möglich in ihrer häuslichen Umgebung bleiben möchten.  

Doch selbst wenn Familien sich ein Live-In-Arrangement leisten können, wirft dies 
ethische und praktische Herausforderungen auf. Dazu gehören die Gestaltung der 
Beziehung zur Pflegekraft, der Schutz der Privatsphäre, die Deckung der laufenden 
Kosten, die Bewältigung rechtlicher und arbeitsrechtlicher Anforderungen sowie der 
Umgang mit möglichen kulturellen Unterschieden oder Sprachbarrieren. 

Herausforderungen für Pflegekräfte 
Die Situation von im Haushalt lebenden Pflegekräften ist komplex, kann je nach 
Herkunfts- und Gastland variieren und hängt von den konkreten Arbeitsbedingun-
gen ab. Den meisten zugewanderten Pflegekräften ist jedoch gemeinsam, dass ihre 
Migration durch das Streben nach einem höheren Einkommen motiviert ist, um 
damit ihren Lebensunterhalt zu bestreiten und das Familienleben in der Heimat zu 
finanzieren.  

Finanzielle und soziale Unsicherheiten  

Obwohl Pflegekräfte oft auf der Suche nach einem stabilen und relativ höheren 
Einkommen ins Ausland ziehen, geraten in der Praxis viele von ihnen in Pflege-Situa-
tionen, die für sie mit großen Unsicherheiten verbunden sind. So kann zum Beispiel 
je nach rechtlichen Rahmenbedingungen im Aufnahmeland ihre rechtliche Stellung 
sehr schwach sein: Viele sind unter prekären Arbeitsbedingungen beschäftigt oder 
finden sich sogar in nicht angemeldeten Beschäftigungsverhältnissen wieder. Dies 
bedeutet einen entsprechend eingeschränkten Zugang zu sozialer und rechtlicher 
Absicherung und ein höheres Risiko ausbeuterischer Praktiken. In Staaten, in denen 
diese Arbeitsverhältnisse hauptsächlich von Agenturen organisiert werden, können 
die Arbeitskräfte in hohem Maße von diesen Vermittlern abhängig werden. Darüber 
hinaus haben Pflegekräfte oft kaum oder nur eingeschränkten Zugang zu Gesund-
heitsversorgung und Sozialleistungen. Insbesondere bei der Migration zwischen EU- 
und Nicht-EU-Staaten ist der Sozialschutz, einschließlich Renten- und Krankenversi-
cherung, oft nicht grenzüberschreitend übertragbar. 

Jedoch fordern Pflegekräfte selbst in Arbeitsverhältnissen, in denen Arbeitsrechte 
formal anerkannt sind, diese aufgrund struktureller und psychischer Hürden nicht 
immer ein. So können beispielsweise fehlende Arbeitszeitnachweise, berufliche 
Abhängigkeit und die Angst vor einer möglichen Entlassung oder der Aufnahme auf 
eine „schwarze Liste“ viele betroffene Pflegekräfte dazu veranlassen, Missstände 
und ungerechtfertigte Lohnverluste zu tolerieren, um den Arbeitsplatz zu behalten. 

Soziale, gesundheitliche und psychische Herausforderungen 

Live-in-Pflegekräfte sehen sich oft mit unrealistischen Erwartungen Ihrer Arbeitge-
ber*innen konfrontiert. Der Begriff „24-Stunden-Pflege“ in Verbindung mit dem 
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Leben im Haus der gepflegten Person kann die Forderung nach ständiger Verfügbar-
keit fördern. Angesichts unsicherer arbeitsrechtlicher Ansprüche kann dies zu über-
mäßigen Arbeitszeiten, unbezahlter Bereitschaftszeit und niedrigen Löhnen führen, 
die in keinem Verhältnis zu den emotionalen und körperlichen Anforderungen der 
Pflegearbeit stehen und sich stark von dem unterscheiden, was von einer Pflegekraft 
im häuslichen Bereich erwartet werden kann. 

Die Trennung vom gewohnten sozialen Umfeld kann zu Belastungen sowohl der 
körperlichen als auch der psychischen Gesundheit führen. Diese Art des Zusammen-
lebens schränkt zudem die sozialen Interaktionen ein: Pflegekräfte leben und 
arbeiten am selben Ort, oft mit eingeschränkter Mobilität, Sprachbarrieren, 
fehlenden sozialen Netzwerken und der Erwartung ständiger Verfügbarkeit. Leiden 
Pflegebedürftige an schwerer Demenz oder den Folgen eines Schlaganfalls, kann 
sich die Kommunikation auf ein Minimum reduzieren. Diese Isolation kann durch die 
begrenzte institutionelle Unterstützung noch verstärkt werden, beispielsweise wenn 
es keine Schlichtung bei Streitigkeiten und keine formal vorgesehenen Wege zum 
Einreichen von Beschwerden gibt. 

Herausforderungen für die transnationale Familie der Pflegekraft 
Transnationale Pflegearrangements können tiefgreifende emotionale, soziale und 
entwicklungsbezogene Folgen für die zurückgebliebenen Familienangehörigen 
haben. Die Situation führt oft zu geschwächten familiären Bindungen, wie zum 
Beispiel Eltern-Kind-Beziehungen, Belastungen in Paarbeziehungen und Versor-
gungslücken für die eigenen Angehörigen, sowohl von Kinder als auch älteren Eltern. 

Emotionale und soziale Folgen 

Lange Arbeitszeiten, minimale Ruhezeiten und begrenzter sozialer Schutz wirken 
sich in der Regel negativ auf das Familienleben aus. Dies gilt umso mehr, wenn ein 
Elternteil oder der*die Partner*in abwesend ist. Eine zentrale Folge dieser Arrange-
ments sind erhebliche Veränderungen im Familienleben im Vergleich zur Situation 
vor der Migration. Wenn Kinder im Heimatland verbleiben, sind sie oft emotionalen 
Belastungen und sozialer Isolation ausgesetzt. Gleichzeitig haben ihre Betreuungs-
personen – meist Großeltern oder weitere Familienangehörige – Schwierigkeiten, 
eine beständige pädagogische und psychologische Unterstützung zu gewährleisten. 
Dennoch mangelt es an umfassenden politischen Rahmenbedingungen und 
integrierten öffentlichen Angeboten, die systematisch auf die Bedürfnisse der im 
Herkunftsland gebliebenen  Kinder und ihrer Ersatzbetreuer*innen eingehen. 

Kinder sind jedoch nicht die einzigen Betroffenen. Die Betreuungsaufgaben inner-
halb des Haushalts müssen oft neu organisiert werden. Wenn Mütter migrieren, 
verhandeln Väter und Großeltern häufig die Zuständigkeiten neu. In der Praxis 
ergeben sich daraus drei Hauptmuster: geteilte Betreuung durch Väter und Großel-
tern, Rückzug der Väter aus der Betreuung und Übernahme der primären Betreu-
ungsrolle durch die Väter. Keine dieser neuen Arrangements findet in der Regel 
staatliche Unterstützung, was bedeutet, dass Familien oft stark auf informelle 
Netzwerke angewiesen sind. 
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Gesellschaftliche Auswirkungen für die betroffenen Staaten 
Eine (Re-)familiarisierung der Pflegearbeit entlastet das institutionelle, professio-
nelle Pflegesystem. Gleichzeitig unterstützt die Pflege durch Live-in-Kräfte die famili-
äre Pflege, sodass insgesamt  die Migration von Pflegekräften dazu beiträgt, die 
europäischen Sozialsysteme aufrechtzuerhalten. Allerdings werden dadurch 
Belastungen auf wirtschaftlich schwächere Länder verlagert. Einerseits bedeutet 
dies für die Gesellschaften in den Herkunftsländern oft zusätzliches Einkommen, da 
migrierende Pflegekräfte Geld nach Hause senden. Dies kann auf individueller Ebene 
eine wichtige Einkommensquelle für die Familie und volkswirtschaftlich ein Finan-
zierungsinstrument für die Gesellschaft sein. Andererseits erleben die Herkunftslän-
der eine erhebliche Abwanderung von Pflegekräften, was zu einem erheblichen 
Mangel an Arbeitskräften im lokalen Gesundheitswesen, in sozialen Diensten sowie 
in den Familien führt. Darüber hinaus können in den Gesellschaften der Herkunfts-
länder generationenübergreifende und emotionale Lücken entstehen, die fortbeste-
hen können und gegebenenfalls an künftige Generationen weitergegeben werden. 

Länderspezifische Besonderheiten 
Dieser Policy Brief skizziert allgemeine Herausforderungen und Empfehlungen im 
Zusammenhang mit im Haushalt lebenden Pflegekräften in Europa. Die Rahmenbe-
dingungen und Vorschriften unterscheiden sich jedoch von Land zu Land. Dies gilt 
sowohl für die „Aufnahmeländer“ als auch für die „Entsendeländer“.4 Um diese 
Unterschiede aufzuzeigen, werden einige länderspezifische Erkenntnisse in einer 
separaten Übersicht dargestellt.5 

Doch obwohl jedes Land seinen eigenen rechtlichen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Hintergrund sowie eigene Rahmenbedingungen hat, bleiben die in 
diesem Policy Brief beschriebenen Herausforderungen für die Familien ähnlich.  

Europäische Regulierung 
Die Regulierung der Live-in- Pflege fällt nach wie vor in erster Linie in die nationale 
Zuständigkeit, was zu stark fragmentierten Rechtsrahmen in den europäischen 
Staaten führt. Ihr grenzüberschreitender Charakter unterstreicht jedoch die Bedeu-
tung von Maßnahmen auf europäischer Ebene. Da Live-in-Pflege ein grundsätzlich 
grenzüberschreitendes Phänomen darstellt, das eng mit der Arbeitskräftemobilität 
und der Koordinierung des Sozialschutzes verbunden ist, spielt die Steuerung auf 
europäischer Ebene eine entscheidende Rolle. Bestehende EU-Vorschriften bieten 
einen allgemeinen Rahmen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer*innen und die 
Koordinierung der Sozialversicherungssysteme: 

• Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG: Legt Grenzen für die wöchentliche Arbeitszeit, 
tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie den bezahlten Jahresurlaub fest;  

• Rahmenrichtlinie 89/391/EWG über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbes-
serung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit 
sowie dazugehörige Einzelrichtlinien: Legt Mindestanforderungen für Sicherheit 

                                                      
4 Die Kategorien „Entsendeland“ und „Aufnahmeland“ sind oft nicht ganz eindeutig, da einige Länder 

gleichzeitig beide Funktionen erfüllen. 
5 Die Länderberichte finden Sie (in Englischer Sprache)hier: https://transnational-families.eu/wp-

content/uploads/TraFaDy_Policy_Brief_LiveIns_Country_Reports_april26.pdf. 

https://transnational-families.eu/wp-content/uploads/TraFaDy_Policy_Brief_LiveIns_Country_Reports_april26.pdf
https://transnational-families.eu/wp-content/uploads/TraFaDy_Policy_Brief_LiveIns_Country_Reports_april26.pdf
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und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz fest; teilweise sind Hausangestellte 
jedoch davon ausgenommen; 

• Andere EU-Arbeitsrechtsrichtlinien gelten nur im Falle eines formellen Arbeitsver-
trags; 

• Entsenderichtlinien 96/71/EG und 2018/957/EU: Gelten dann, wenn Live-in-
Pflegekräfte von Agenturen grenzüberschreitend entsandt werden; sie 
garantieren einige Basisrechte im Aufnahmestaat; 

• Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Europäischen Union (Verordnung 
492/2011), Vorschriften aus dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union sowie EU-Vorschriften zu langfristigem Aufenthalt und einzelnen Aufent-
haltsgenehmigungen: Sie umfassen mobile und aus Drittstaaten stammende 
Live-in-Pflegekräfte;  

Diese Vorschriften wurden nicht entwickelt, um die spezifische Vulnerabilität im 
Zusammenhang mit Live-in-Pflege zu berücksichtigen und enthalten somit keine 
konkreten Bestimmungen zu deren Schutz. Daher bleibt die Durchsetzung in diesem 
Bereich trotz bestehender arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften auf europäi-
scher und nationaler Ebene schwierig. Da die Pflege in privaten Haushalten erbracht 
wird, sind Arbeitskontrollen und die Überwachung der Arbeitsbedingungen nur 
begrenzt möglich, wodurch Verstöße wie überlange Arbeitszeiten, unbezahlte 
Bereitschaftszeiten oder Unterbezahlung oft unentdeckt bleiben. Darüber hinaus 
sind viele Pflegekräfte hinsichtlich ihrer Beschäftigungs- und Aufenthaltssicherheit 
von Agenturen oder Gastfamilien abhängig, was sie davon abhalten kann, Miss-
stände zu melden. Die Stärkung der Arbeitsaufsicht, von Beschwerdemechanismen 
und einer klaren Dokumentation von Arbeitszeiten und Verträgen ist daher 
unerlässlich. 

Einige aktuelle Europäische Initiativen adressieren jedoch speziell den wachsenden 
Pflegebedarf von Familien und versuchen, die Rechte und die Anerkennung von 
Pflegekräften in allen Mitgliedstaaten zu stärken: 

Die Europäische Säule sozialer Rechte und die Europäische Pflegestrategie erkennen 
den Zugang zu erschwinglicher, hochwertiger Pflege und menschenwürdigen 
Arbeitsbedingungen im Pflegesektor als zentrale soziale Prioritäten an. Die im 
Dezember 2022 verabschiedete Europäische Pflegestrategie zielt darauf ab, den 
Zugang zu Langzeitpflegediensten zu verbessern, informelle Pflegekräfte zu unter-
stützen, das Pflegepersonal zu stärken und Qualitätsstandards in allen Mitgliedstaa-
ten zu fördern. Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, wirksame Regulierungs- und 
Professionalisierungsmaßnahmen zu ergreifen, um den Herausforderungen 
vulnerabler Arbeitnehmer‘innengruppen wie häuslicher Langzeitpflegekräfte, Live-
in-Pflegekräften und Pflegekräfte mit Migrationshintergrund zu begegnen. Darüber 
hinaus sollen die Mitgliedstaaten nationale Aktionspläne ausarbeiten, die Maßnah-
men wie die Ausweitung des Angebots und der Kombination professioneller Lang-
zeitpflegedienste (häusliche Pflege, Pflege im Sozialbereich und stationäre Pflege) 
umfassen. Obwohl die Mitgliedstaaten mit der Umsetzung von Elementen der 
Strategie begonnen haben, deuten erste Erfahrungen auf uneinheitliche Fortschritte 
und eine begrenzte Berücksichtigung der besonderen Herausforderungen der Live-
in-Pflege hin. Darunter fallen exzessive und die legalen Vorgaben überschreitende 
Arbeitszeiten, unklarer Beschäftigungsstatus und unzureichende Durchsetzung von 
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Arbeitsnormen. Die Europäische Kommission soll in Zusammenarbeit mit dezentra-
len EU-Agenturen die Anwendung der EU-Standards zu Arbeitsbedingungen 
überprüfen, wobei Live-in-Pflegekräfte ausdrücklich einzubeziehen sind.6   

Zudem weisen verbindliche europäische und internationale Menschenrechtsver-
pflichtungen Bezüge zur Live-in-Pflege auf. Gemäß der EU-Grundrechtecharta haben 
Pflegekräfte Anspruch auf gerechte und zuträgliche Arbeitsbedingungen, Zugang zu 
Gesundheitsversorgung und sozialer Sicherheit (Artikel 31, 34 und 35) sowie Schutz 
vor Zwangsarbeit und Ausbeutung (Artikel 5). Die Achtung des Familienlebens gilt 
sowohl für Pflegekräfte als auch für Pflegebedürftige (Artikel 7 der EU-Charta und 
der Europäischen Menschenrechtskonvention). Kinder, die aufgrund von Arbeitsmig-
ration zurückbleiben, fallen unter den Schutz der UN-Kinderrechtskonvention, 
einschließlich des Rechts auf elterliche Fürsorge, auf Entwicklung und auf die vor-
rangige Berücksichtigung des Kindeswohls.7 

Auf internationaler Ebene legt das ILO-Übereinkommen Nr. 189 über menschenwür-
dige Arbeit für Hausangestellte Mindestarbeitsstandards fest, darunter Begrenzun-
gen der Arbeitszeit, wöchentliche Ruhezeiten und die Gleichbehandlung mit 
anderen Arbeitnehmer*innen.8  

Zusammen mit der Europäischen Säule sozialer Rechte und der Europäischen 
Pflegestrategie bilden diese Instrumente einen normativen Rahmen, der unter-
streicht, dass Live-in-Pflege nicht außerhalb der grundlegenden Rechte in den Berei-
chen Arbeit, Sozialschutz und Familienrechte stattfinden darf.  

Empfehlungen 
Um die Herausforderungen der Live-in-Pflege anzugehen, ist es dringend erforder-
lich, eine transnationale Perspektive mit nationalen und internationalen 
Pflegeagenden zu verbinden. Die Zunahme von Live-in-Pflege hat nicht nur Auswir-
kungen auf die einzelnen Familien, sondern verdeutlicht auch strukturelle Ungleich-
gewichte und deckt Schwachstellen in den europäischen Pflegesystemen auf: 
Haushalte sind oft gezwungen, enorme persönliche Ressourcen zu mobilisieren und 
finanzielle Einschnitte vorzunehmen, um die unzureichende öffentliche Versorgung 
auszugleichen. Darüber hinaus verlagert die transnationale Dimension der Pflege die 
Arbeits- und emotionale Belastung der Familien über Grenzen hinweg. Dies 
unterstreicht die dringende Notwendigkeit integrierter politischer Maßnahmen, die 
pflegebedürftige Familien unterstützen und gleichzeitig die Rechte und das Wohler-
gehen von Pflegekräften mit Migrationshintergrund gewährleisten.  

  

                                                      
6 Berichte zur Überprüfung der Anwendung von EU-Standards für Arbeitsbedingungen im 

Langzeitpflegesektor können hier heruntergeladen werden: https://employment-social-
affairs.ec.europa.eu/news/new-reports-reviewing-application-eu-standards-governing-working-
conditions-long-term-care-sector-2024-11-29_en – Beschäftigung, Soziales und Integration. 

7 Alle europäischen Staaten haben das UN-Übereinkommen über die Rechte des Kindes unterzeichnet 
und ratifiziert. 

8 Bislang haben jedoch nur wenige europäische Staaten die Konvention ratifiziert. 

https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/news/new-reports-reviewing-application-eu-standards-governing-working-conditions-long-term-care-sector-2024-11-29_en%20-%20Employment,%20Social%20Affairs%20and%20Inclusion
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/news/new-reports-reviewing-application-eu-standards-governing-working-conditions-long-term-care-sector-2024-11-29_en%20-%20Employment,%20Social%20Affairs%20and%20Inclusion
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/news/new-reports-reviewing-application-eu-standards-governing-working-conditions-long-term-care-sector-2024-11-29_en%20-%20Employment,%20Social%20Affairs%20and%20Inclusion
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Alle Ebenen und alle Perspektiven müssen einbezogen werden 

• Pflegepolitik kann nicht allein auf der Ebene eines einzelnen Staates entwickelt 
werden; sie erfordert einen integrierten Ansatz über alle politischen Ebenen 
hinweg.  

• Die Stärkung der Kohärenz zwischen EU-Mobilitätsregeln, Pflegepolitik und 
Mechanismen zur Durchsetzung von Rechten ist unerlässlich, um Schutzlücken zu 
vermeiden und eine würdige Pflege für ältere Menschen zu gewährleisten, und 
gleichzeitig das Wohlergehen von Pflegekräften mit Migrationshintergrund und 
ihren Familien zu sichern. 

• Ethisch fundierte politische Antworten auf diese Thematik sind nur möglich, 
wenn die Perspektiven und Interessen der pflegebedürftigen Menschen und ihrer 
Familien sowie der Pflegekräfte und ihrer Familien gleichermaßen berücksichtigt 
werden.  

• Langfristig müssen Lösungen sowohl den Pflegekräften und ihren Familien in den 
Herkunftsländern als auch den älteren Menschen in der Pflege und ihren Familien 
in den Aufnahmeländern gerecht werden. 

Die Grundlage: Verbesserung der Pflegesysteme zur besseren 
Entlastung der Familien 

Die Pflege- und Sozialsysteme sowohl in den Entsende- als auch in den Aufnahme-
ländern müssen erheblich verbessert werden. Dazu gehören auch Maßnahmen zur 
Sensibilisierung für pflegebezogene Themen. Die Verbesserung des gesamten 
Pflegesystems erfordert erhebliche Investitionen in allen Bereichen der Pflegever-
sorgung sowie in der Unterstützung sowohl für Pflegekräfte als auch für Pflegebe-
dürftige. 

• Finanzielle Entlastung für pflegebedürftige Menschen und ihre Familien. 
• Das Angebot an Tages- und Nachtpflege, Kurzzeitpflege sowie bedarfsorientier-

ten ambulanten Pflege- und Betreuungsdiensten muss ausgebaut werden. 
Zudem sind innovative Ansätze erforderlich, um die sozialräumliche Pflege und 
häusliche Dienstleistungen zu stärken und den Zugang zu Pflege unabhängig von 
ihrer finanziellen Situation sicherzustellen.  

• Die Umsetzung besserer Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sollte generell gestärkt und auf die Altenpflege ausgeweitet werden, die nach wie 
vor oft vernachlässigt wird.  

Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

Über die Stärkung der Pflegesysteme hinaus müssen auch die konkreten Arbeitsbe-
dingungen von Pflegekräften mit Migrationserfahrung angegangen und verbessert 
werden. Ein grenzüberschreitender Zugang zu sozialen Rechten ist erforderlich, um 
Pflegekräfte im „Hier und Jetzt“ zu unterstützen.  

• Alle Staaten sollten die ILO-Konvention Nr. 189 ratifizieren, um die Grundrechte 
von Hausangestellten und Care-Arbeiter*innen im Haushalt zu gewährleisten. 

• Mindestlöhne und klare Grenzen für die Arbeitszeit, einschließlich wöchentlicher 
Ruhezeiten, sowie der Zugang zu Krankenversicherung, Sozialversicherung und 
Renten, die zwischen Ländern übertragbar sind, müssen gewährleistet werden. 
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• Informelle und nicht angemeldete Pflegearbeit, die Pflegekräfte und ihre 
Familien gefährdet, muss reduziert und die Überwachung und Regulierung von 
Vermittlungsagenturen verstärkt werden. Alle Pflege-, Betreuungs- und Haus-
haltsdienstleistungen, die ältere Menschen in Privathaushalten benötigen, 
sollten festgelegten Qualitätsstandards entsprechen und von angemessenem 
qualifizierten Personal erbracht werden. Live-in-Pflege darf kein System sein, das 
außerhalb gängiger Pflege- und Qualitätsstandards stattfindet. Es sollten Wege 
geschaffen werden, um den Pflegekräften den Erwerb weiterer formaler 
Qualifikationen zu erleichtern.  

• Netzwerke, einschließlich der Mitgliedschaft in Gewerkschaften, und Möglichkei-
ten für Pflegekräfte, am gesellschaftlichen Leben in den Ländern, in denen sie 
arbeiten, teilzunehmen, müssen gefördert werden. 

• Der Zugang zu Fortbildungen, formalen Qualifikationen und Sprachkursen muss 
gefördert werden, um die Entwicklung und Integration von Pflegekräften in die 
Aufnahmegesellschaften zu unterstützen und gleichzeitig eine bessere Pflegequa-
lität zu gewährleisten. 

• Es braucht Regelungen, die es den Arbeitskräften ermöglichen, in Fällen persönli-
cher Notfälle ohne Nachteile sofort abzureisen, beispielsweise wenn ein Kind im 
Herkunftsland schwer erkrankt oder wenn ein Elternteil in eine dringende 
gesundheitliche Notlage gerät.  

• Gesetzliche Maßnahmen sollten darauf abzielen, den Beschäftigungsstatus von 
Live-in- Pflegekräften zu klären und sicherzustellen, dass die für andere Arbeit-
nehmer*innen geltenden Arbeitsstandards auch in privaten Haushalten gleicher-
maßen durchgesetzt werden.  

• Die Mitgliedstaaten sollten Arbeitsaufsichtsmechanismen an Live-in-
Arrangements anpassen, stärken und transparente Rahmenbedingungen 
schaffen, die Arbeitszeiten, Ruhezeiten, Vergütung und Sozialversicherungsrechte 
klar definieren.  

• Es braucht eine stärkere Koordinierung zwischen den Vorschriften zur Arbeits-
kräftemobilität, der Pflegepolitik und den Sozialversicherungssystemen auf euro-
päischer Ebene, um rechtliche Fragmentierung und Schutzlücken zu verringern. 

Maßnahmen im Entsendeland 

• Die Abwanderung von Pflegekräften sollte als wichtiges Thema betrachtet und 
kompensatorische Gesundheits- und Sozialmaßnahmen entwickelt werden. 

• Die Übertragbarkeit von Sozialversicherungsansprüchen (Rentenansprüche, 
Familienleistungen, Krankenversicherung) muss verbessert werden, damit 
zurückkehrende Pflegekräfte und ihre Familien nicht ohne Ansprüche dastehen. 

• Es sollte fundierte Informationen vor der Abreise geben, die Beratung und 
Schulungen (beispielsweise zu erwartenden Herausforderungen des Alltags, 
Arbeitsrechten, Beschwerdemöglichkeiten, realistischen Einkünften und Kosten) 
umfassen und von neutralen Dienstleistern bereitgestellt werden. 

• Der Aufbau von Wiedereingliederungsmaßnahmen für Pflegekräfte nach ihrer 
Rückkehr (z. B. zur Anerkennung von Qualifikationen, Wege in formelle Pflegebe-
rufe) ist nötig.  
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HINTERGRUND DES POLICY BRIEFS 
TraFaDy ist ein auf der COST-Aktion 21143 basierendes Netzwerk, dessen Ziel es ist, 
das Wissen über das wachsende und sich rasch wandelnde Phänomen transnationa-
ler Familien und die Dynamiken innerhalb dieser Familien zu vertiefen. Es bringt 
Forscher*innen und Akteur*innen aus verschiedenen Disziplinen und Ländern 
zusammen, um transnationale Erkenntnisse zu gewinnen und politik- sowie praxis-
orientierte Empfehlungen zu formulieren, die auf internationaler, nationaler, und 
lokaler Ebene Wirkung zeigen werden. TraFaDy beobachtet aktuelle Trends in den 
Bereichen Migration, Technologie und Politik und steht in intensivem Dialog mit 
politischen Entscheidungsträger*innen und Praktiker*innen, um das Verständnis für 
transnationale Familien zu vertiefen und zu erweitern.  

Dieser Policy Brief ist das Ergebnis mehrerer Treffen und Diskussionen mit 
Forschenden und Mitgliedern aller Arbeitsgruppen. Wesentliche Eckpfeiler des 
Policy Briefs sind die Präsentationen und Diskussionen in drei Online-Treffen, die 
sich zudem auf konkrete Länderbeispiele konzentrierten. Darüber hinaus wurde der 
Policy Brief im Rahmen des TraFaDy-Treffens zum Thema „Policy and impact – 
Effective policies supporting transnational families“ im März 2026 in Budapest 
erörtert. 

Das Original des Policy Briefs wurde in Englischer Sprache verfasst und kann hier 
heruntergeladen werden: https://transnational-families.eu/wp-
content/uploads/TraFaDy_Policy-Brief_LiveIns_April26.pdf 

Die folgenden TraFaDy-Mitglieder haben zu dem Policy Brief beigetragen: 

• Heliona Bellani (Miço) 
• Attila Böhm 
• Eglantina Dervishi 
• Elona Dhëmbo 
• Sven Iversen 
• Maria Izzo 

• Ute Karl 
• Anne Carolina Ramos 
• Tanja Schroot 
• Ursula Trummer 
• Martina Wilsch 
• Anastasia Zabrodskaja 

 

Länderberichte: Esra Demirkol Colosio (TR), Lela Goginava (GE), Sven Iversen & Ute 
Karl (DE), Ursula Trummer (A), Martina Wilsch (SK), Anastasia Zabrodskaja (EE)  

In den Sitzungen besprochene Länderbeispiele: Österreich (Ursula Trummer, Juli 
2025), Italien (Tanja Schroot, November 2025), Slowakei (Martina Wilsch,  Februar 
2026) und Albanien (Elona Dhëmbo, Februar 2026). 

Koordination: 
Sven Iversen 
Kontakt: Sven@trafady.eu 

Übersetzung des Policy Briefs ins Deutsche: 
Sven Iversen, Ute Karl 
  

https://transnational-families.eu/wp-content/uploads/TraFaDy_Policy-Brief_LiveIns_April26.pdf
https://transnational-families.eu/wp-content/uploads/TraFaDy_Policy-Brief_LiveIns_April26.pdf
https://transnational-families.eu/wp-content/uploads/TraFaDy_Policy_Brief_LiveIns_Country_Reports_april26.pdf
mailto:Sven@trafady.eu
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IMPRESSUM 

COST-Aktion CA21143 – TraFaDy 
c/o Odisee University of Applied Sciences 
Warmoesberg 26, 1000 Brüssel  

Vorsitzende: Prof. Mieke Schrooten 
Stellvertretender Vorsitzender: Sven Iversen 

Web: https://transnational-families.eu  
E-Mail: info@transnational-families.eu 

Brüssel, April 2026 

Diese Veröffentlichung basiert auf der COST Action TraFaDy (CA 21143), die von 
COST (Europäische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie) unterstützt 
wird. 

COST (Europäische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie) ist ein 
Förderprogramm für Forschungs- und Innovationsnetzwerke. Die COST Actions 
tragen dazu bei, Forschungsinitiativen in ganz Europa miteinander zu vernetzen, 
und ermöglichen es Wissenschaftler*innen, ihre Ideen weiterzuentwickeln, indem 
sie diese mit Kolleg*innen teilen. Dies fördert ihre Forschung, ihre Karriere und die 
Innovation. 

https://transnational-families.eu/
mailto:info@transnational-families.eu
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